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„Durch den notwendigen Aufwuchs der Streitkräfte ent-
stehen Bedarfe an Liegenschaften, die in den kommenden 
Jahren gedeckt werden müssen. Das Bundesministerium 
der Verteidigung (BMVg) setzt daher die Umwandlung 
von militärisch genutzten Liegenschaften in eine zivile 
Nachnutzung (Konversion) aus.“1

„Eine wachsende Bundeswehr braucht 
Platz“ 

Im Zuge der Verkleinerung der Bundeswehr auf rund 
180.000 Soldat*innen wurde im Jahr 2011 ein neues Sta-
tionierungskonzept verabschiedet, in dem eine Reduzie-

Mit Aussetzung der Wehrpflicht und der Verkleinerung 
der Bundeswehr wurden seit 2011 eine ganze Reihe von 
Liegenschaften stillgelegt und der Aufsicht der Bundesan-
stalt für Immobilienaufgaben (BImA) übergeben. Vielfach 
begannen inzwischen teils weit fortgeschrittene Planungen 
für eine zivile Nutzung, die nun zum Ärger vieler Kommu-
nen in den meisten Fällen umsonst gewesen sein dürften. 
Denn mit dem anvisierten Aufwuchs der Truppe steigt auch 
der Flächenbedarf erneut steil an. Viele der stillgelegten 
Liegenschaften sollen aus diesem Grund nun wieder in ein 
exklusives Nutzungsrecht der Bundeswehr rücküberführt 
werden. In der diesbezüglichen Pressemitteilung des Ver-
teidigungsministeriums hieß es dazu Ende Oktober 2025: 

Das Ende der Konversion
Die Bundeswehr-Rückeroberung der Fläche 
zum Ärger der Kommunen
von Jürgen Wagner
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rung der Standorte von 394 auf 264 vorgesehen war.2 Mit 
den sich stetig verschlechternden Beziehungen zu Rus-
sland wurde allerdings über die Zeit eine Trendwende ein-
geleitet.3 Schon im Koalitionsvertrag von SPD und Union 
vom Februar 2018 war angekündigt worden, dass die Zeit 
der Liegenschaftsschließungen womöglich nun ein Ende 
finden würde: „Vor einer endgültigen Abgabe von Liegen-
schaften der Bundeswehr werden wir vor dem Hintergrund 
der Trendwenden jeweils noch einmal den zukünftigen 
Bedarf prüfen. Unseren Bedarf werden wir auch in Hin-
blick auf Liegenschaften prüfen, deren Abgabe bereits 
vollzogen ist.“4

Im Januar 2019 präsentierte die Bundeswehr daraufhin 
das Dokument Schließungszeitpunkte von Liegenschaften 
der Bundeswehr, mit dem für knapp 50 Liegenschaften 
die Abwicklung ausgesetzt oder nach hinten verschoben 
wurde. Parallel dazu kündigte die Bundeswehr durch eine 
Pressemitteilung mit dem sinnigen Titel „Eine wachsende 
Bundeswehr braucht Platz“ an, insgesamt „acht zusätzliche 
Munitions- und Materiallager“ wieder in Dienst stellen zu 
wollen: „Nach fast zweieinhalb Jahrzehnten des Schrump-
fens wächst die Bundeswehr wieder. [...] Bereits im Koali-
tionsvertrag ist verankert, dass die bisherigen Planungen 
zur Abgabe von Liegenschaften umfassend zu überprüfen 
sind. Deswegen hat Verteidigungsministerin von der Leyen 
jetzt entschieden, acht Lagereinrichtungen schrittweise 
wieder in Betrieb zu nehmen. Die Umsetzung erfolgt suk-
zessive im Zeitraum 2020 bis 2031.“5 

Die endgültige Entscheidung über die Re-Aktivierung der 
acht Standorte wurde dann im Februar 2021 vom dama-
ligen Bundeswehr-Generalinspekteur Eberhard Zorn in 
einem Tagesbefehl mitgeteilt.6 

„Kasernenbau am Fließband“ 

Aktuell verfügt die Bundeswehr über 274 Standorte7 
und 1.500 Liegenschaften.8 Besonders seit dem russi-
schen Angriff auf die Ukraine hat sich der Personal- und 
Platzbedarf der Truppe noch einmal massiv verändert. 
Schnellstmöglich soll die Bundesweher von ihren aktuell 
rund 180.000 auf 260.000 Soldat*innen anwachsen, die 
dementsprechend mitsamt dem massenhaft neu bestellten 

Gerät auch irgendwo untergebracht werden müssen. Schon 
der Mehrbedarf durch den neuen Wehrdienst ist enorm, 
wie Verteidigungsminister Boris Pistorius ausführt: Allein 
für den neuen Wehrdienst brauchen wir in den kommen-
den Jahren rund 40.000 zusätzliche Betten für Rekrutinnen 
und Rekruten. [...] Und zwar nicht irgendwann, sondern bis 
2031, also in den nächsten fünfeinhalb Jahren.“9 

Dies soll auf verschiedenen Wegen erreicht werden: 
Einmal über eine Steigerung der Mittel für militärische 
Bauvorhaben, die bereits von 2023 auf 2024 um über 20 
Prozent auf rund 1,6 Mrd. Euro aufwuchsen.10 Zweitens soll 
das militärische Bauen durch das im Sommer vom Kabinett 
beschlossene Bundeswehr-Planungs- und Beschaffungsbe-
schleunigungsgesetz erheblich erleichtert werden11, indem 
baurechtliche Hürden wie etwa Umweltauflagen weitge-
hend beseitigt werden: „Außerdem kann das BMVg bislang 
übliche Genehmigungsverfahren nach eigenem Ermessen 
aussetzen und ins eigene Haus delegieren. Pauschal kann 
hier mit einer ‚Eilbedürftigkeit des Vorhabens‘ argumen-
tiert werden, um u.a. Umweltverträglichkeitsprüfungen 
durch Umweltschutzbehörden zu umgehen.“12

Und schließlich soll drittens das eigentlich für den schnel-
len Ausbau im Ausland vorgesehene German Armed Forces 
Contractor Augmentation Program (G-CAP) ein modulares 
und damit schnelles Bauen im Inland ermöglichen: „Dem-
nach plant der Minister, 270 Kompaniegebäude bei der 
Industrie in Auftrag zu geben. [...] Baubeginn soll bereits 
2027 sein. [...] G-CAP ermögliche den ‚Kasernenbau vom 
Fließband‘, so der Minister. [...] Es wird bereits seit 2017 
erfolgreich in den Auslandseinsätzen genutzt, um schnell 
und lageangepasst Unterbringungs- und Sanitätseinrich-
tungen bereitzustellen.“13 

„Strategische Liegenschaftsreserve“ 

Mit der bereits eingangs erwähnten Pressemitteilung 
Ende Oktober 2025 verkündete das Verteidigungsministe-
rium die Ergebnisse einer Prüfung der Liegenschaften, die 
faktisch eine Rückabwicklung zahlreicher Stilllegungen 
bedeuten: „Der in den frühen 1990er Jahren begonnene 
und in den 2010er Jahren nach Aussetzung der Wehrpflicht 
fortgesetzte Prozess der Konversion von Liegenschaf-

Auch die weitgehend stillgelegte 
Graf-Stauffenberg-Kaserne in 
Sigmaringen soll wieder militärisch 
genutzt werden. Quelle: Zoller-
nalb, CC BY-SA 3.0, via Wikimedia 
Commons
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ten der Bundeswehr wird mit diesem Moratorium also 
angehalten: Aktuell betrifft das zunächst 187 ehemalige 
militärische Liegenschaften, die sich im Eigentum der 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) befinden. 
Diese sind grundsätzlich für eine Nutzung durch die Bun-
deswehr geeignet. Betroffen sind außerdem weitere 13 
Liegenschaften, die die Bundeswehr noch betreibt. Entge-
gen früherer Entscheidungen werden diese nicht aus der 
Nutzung genommen.“14

Die Flächen würden einer „strategischen Liegenschafts-
reserve der Bundeswehr“ zugeführt, um im „Bedarfsfall 
kurzfristige Lösungen für die Infrastrukturbedarfe der 
Bundeswehr“ zu ermöglichen, so das Verteidigungsmini-
sterium weiter.

Auf Nachfrage des Journalisten Thomas Wiegold antwor-
tete das Verteidigungsministerium, eine Liste, um welche 
konkreten Liegenschaften es sich handelt, werde vorerst 
zumindest nicht veröffentlicht.15 Eingeräumt wurde ledig-
lich, unter den 13 Liegenschaften, die nun doch nicht 
abgewickelt werden sollen, befänden sich der ehemalige 
Fliegerhorst in Fürstenfeldbruck und Teile des stillgeleg-
ten Flughafens Tegel in Berlin. Kurz darauf veröffentlichte 
die ARD aber eine vollständige Liste sowohl der 187 still-
gelegten als auch der 13 für den Weiterbetrieb auserkore-
nen Liegenschaften.16

Im Verteidigungsministerium scheint man sich dabei 
völlig darüber im Klaren zu sein, dass die Entscheidung 
beileibe nicht in allen Kommunen Begeisterungsstürme 
auslösen dürfte. So bemühte sich der für Infrastruktur 
zuständige Staatssekretär Nils Hilmer sichtlich, die Wogen 
zu glätten: „Wir sind uns der Tragweite der Entscheidung 
sehr bewusst und wissen, dass in vielen Fällen bereits Pla-
nungen bestehen, betroffene Flächen zivil zu nutzen. Es ist 
uns deshalb sehr wichtig, in einem Dialog mit Ländern und 
Kommunen gute Wege zu finden, um die notwendigen Pla-
nungen der Bundeswehr im gemeinsamen Interesse umzu-
setzen. Wo immer dies möglich ist, werden wir versuchen, 
auch bestehende zivile Planungen zu berücksichtigen.“17 

Doch schon aus der Wortwahl wird hier deutlich, dass 
die Bundeswehr kommunale Belange lediglich „wo immer 
es ihr möglich erscheint“ berücksichtigen wird, diese im 
Zweifelsfall also keine Rolle spielen dürften.

Bundeswehr statt Wohnungsbau

Durch ein Versehen stellte die ARD zuerst die Liste der 
Liegenschaften einschließlich geschwärzter aber entziffer-
barer Adressen ins Internet, was insbesondere bei Stand-
ortübungsplätzen irgendwo in der Fläche hilfreich zur 
Lokalisierung ist. In der nun im Internet auffindbaren Vari-
ante sind diese Adressen nicht mehr enthalten, doch auch 
aus ihr lassen sich aber „interessante“ Schlüsse ziehen. 
Dies gilt insbesondere für die Standorte, meist ehema-
lige Kasernen, in städtischen oder stadtnahen Gebieten, 
in denen bereits Planungen für eine zivile Nutzung weit 
fortgeschritten sind. Um nur einige Beispiele zu nennen: 
In Schwetzingen (Rhein-Neckar-Kreis) ist ein Wohngebiet 
für bis zu 1.800 Menschen in Planung, dieselbe Zahl wurde 
auch für Ellwangen (Ostalbkreis) angepeilt, was sich aber 
erledigt haben dürfte, nachdem sich beide Standorte auf 
der „Liegenschaftsliste“ des Verteidigungsministeriums 
finden.18 

Auch das früher von der US-Armee genutzte und dann 

an die BImA übergebene Patrick-Henry-Village (PHV) in 
Heidelberg ist aufgeführt, für das große Pläne mit Wohn-
raum für rund 10.000 Menschen existieren, die ebenfalls 
drohen, sich in Nichts aufzulösen. Schon vor bekannt 
werden der jetzigen Pläne wurde berichtet: „Die Stadt Hei-
delberg will das ungefähr 100 Hektar große Patrick-Henry-
Village (PHV) zu einem neuen Stadtteil entwickeln und 
dafür das Gelände am westlichen Stadtrand kaufen. Doch 
die Verhandlungen mit der für Immobilien des Bundes 
zuständigen Bundesanstalt BImA stocken, denn die Bun-
deswehr ist mit im Spiel. [...] Die Entwicklung des frü-
heren US-Areals ist seit Jahren intensiv in der Planung 
und Diskussion in Heidelberg.“19 Inzwischen wurde der 
Stadt auch offiziell mitgeteilt, dass sie die Nutzungspläne 
auf Eis zu legen habe: „Das Bundesverteidigungsministe-
rium habe die Stadt Heidelberg darüber informiert, dass 
das Patrick-Henry-Village (PHV) zu den Liegenschaften 
zählt, die grundsätzlich für eine mögliche künftige Nut-
zung durch die Bundeswehr geeignet seien. Das hat ein 
Sprecher der Stadt mitgeteilt. Daher sei die Umwandlung 
in eine zivile Nachnutzung zunächst ausgesetzt.“20

Ebenfalls problematisch stellt sich die Lage in Kiel 
dar, wo die Stadt Ende 2020 für 30 Millionen Euro das 
Areal des einstigen Marinefliegergeschwaders 5 (MFG5) 
in Holtenau erwarb, das ebenfalls auf der Liegenschafts-
liste gelandet ist. Geplant war ein riesiges Städtebaupro-
jekt mit u.a. 2.250 Wohnungen, aus dem wohl jetzt nichts 
wird. Schon im Sommer wurde berichtet: „Als die Stadt 
2020 das Gelände gekauft hat, wurde ein Passus zur Rück-
abwicklung in den Vertrag aufgenommen. Dieser Passus 
greift, wenn politische oder militärische Gründe für einen 
Rückkauf vorliegen. [...] Die Bundeswehr hat der Stadt 
signalisiert, dass sie dringenden Bedarf für die militärische 
Nutzung des gesamten Geländes hat.“21 

Proteste 

Viel Handlungsspielraum haben die Kommunen nicht, 
sich den Begehrlichkeiten der Bundeswehr zu widerset-
zen, wie der Kieler Fall zeigt: „Auch ohne die Ratsver-
sammlung könnte der Bund das MFG-5-Gelände der 
Bundeswehr durch Enteignung beschaffen, da bei Lan-
desverteidigung ein übergeordnetes Gemeinwohlinteresse 
besteht.“22

Andererseits sind solche Enteignungen gegen lokalen 
Widerstand langwierig. Ganz so geräuschlos, wie sich die 
Bundeswehr das erhofft, dürfte die Rückabwicklung der 
Liegenschaften allerdings nicht ablaufen. In Kiel etwa rief 
das „Bündnis für bezahlbaren Wohnraum“ schon am 18. 
Oktober 2025 zu Protesten auf, an denen sich 200 Men-
schen beteiligten. Dort wurde der geplante Verkauf scharf 
kritisiert: „Der Anteil von bezahlbaren Wohnungen und 
Sozialwohnungen geht nach den Beschlüssen des Rats weit 
über das Maß der sonstigen Kieler Neubaugebiete hinaus. 
[...] Doch jetzt kommt die Bundesmarine und sagt: Aus die 
Maus, wir brauchen das Gelände, denn in wenigen Jahren 
steht der Russe vor der Tür. Über diese Gefahrenanalyse 
kann man trefflich streiten. Doch, dass Kiel dringend 
mehr bezahlbaren Wohnraum braucht, ist unstrittig. [...] 
Wir brauchen dringend eine Zeitenwende für bezahlbaren 
Wohnraum! Auch in Holtenau Ost! Daher keinen Verkauf 
an die Bundeswehr!“23 
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